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Zehn Thesen zur Fortentwicklung der Grundsicherung  
für Arbeitssuchende (SGB II)  

 
Mit aktuellen Bezügen zum Gesetzentwurf eines SGB II – Fortentwicklungsgesetzes 

 

Ausgangslage: 
Die hochgesteckten Erwartungen an das 2003 verabschiedete Gesetz, in Kraft getreten am 
1.1. 2005,  zur Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II) haben sich bisher kaum erfüllt. 
Eine bessere Vermittlung von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt durch „Fordern und 
Fördern“ wurde bisher nicht erreicht und die Kostenentwicklung verläuft ungünstig. Das Bun-
deskabinett hat deshalb am 3. Mai 2006 das so genannte Fortentwicklungsgesetz zum SGB 
II vorgelegt. Weiterhin unterstützen wir den Ansatz, dass mit dem SGB II Hilfen aus einer 
Hand für die Leistungsberechtigten gewährt werden sollen. 

Das Diakonische Werk der EKD nutzt diesen Zeitpunkt, um die Stellungnahmen der letzten 
Monate in diesem Thesenpapier zusammenzufassen. Grundsätzlich ist festzustellen, dass 
ein umfängliches Vermittlungs-, Befähigungs- und Kontrollinstrumentarium entwickelt wurde, 
das mangels genügender Beschäftigungsangebote sein Ziel weitgehend verfehlt. Die stärke-
re Entlastung der Beitragssysteme zulasten eines gerechten Steuersystems ist daher richtig 
und muß zugunsten des Ausbaus von Dienstleistungen fortgesetzt werden. Daneben ist die 
Förderung gemeinwohlorientierter zusätzlicher und wertiger Tätigkeiten im zweiten Arbeits-
markt notwendig. Ohne solche Angebote des ersten und zweiten Arbeitsmarktes wird durch 
die mangelnde Durchführung des Prinzips Leistung gegen Gegenleistung ein Regulierungs- 
und Kontrollaufwand nötig, der die Mittel für die Finanzierung von Beschäftigung verringert. 
Gleichzeitig wird etwa in der Altenpflege die Förderung wichtiger Fort- und Umschulungs-
maßnahmen abgebaut, die zu zukunftsträchtigen Arbeitsplätzen führen. Dazu sind fachlich 
und politisch gezielte Initiativen zu ergreifen, um Schulungsmaßnahmen wiederzubeleben.  

Schließlich wird eine qualitäts- und patientenorientierte Diskussion vermieden, welche im per-
sonalintensiven Sozial- und Gesundheitswesen für einen verhältnismäßig geringen Mittelein-
satz mehr Arbeitsplätze schafft. Auch Dienstleistungen im Bereich Erziehung, Bildung und 
Betreuung werden hier zu wenig als Wachstumsbereich für Arbeitsplätze wahrgenommen. 

Durch das Zusammenspiel einer entwerteten Arbeitslosenversicherung und fehlenden Be-
schäftigungsmöglichkeiten bei weiterhin restriktivem Kündigungsschutz wurde eine gesell-
schaftliche Verunsicherung erzeugt, die weit über die Mittelschichten hinausgeht.  
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Diese Grundrichtung setzt der nun vorliegende Gesetzentwurf fort. In ihm werden Kostenein-
sparungen zu Lasten der Leistungsberechtigten und die Missbrauchskontrolle in den Vorder-
grund gestellt. Stattdessen wäre es erforderlich gewesen, weitere drängende Gesetzesan-
wendungsprobleme der Praxis zu lösen und durch geeignete Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik den Leistungsberechtigten sinnvolle Perspektiven zu eröffnen. Das Diakonische 
Werk der EKD hat dazu ein Beitrag mit der Entwicklung des Passiv-Aktiv-Transfers als Opti-
on für sozialversicherungspflichtige Beschäftigung geleistet. Das Modell ist auf der Homepa-
ge des Diakonischen Werkes der EKD abrufbar. 

Folgende wesentliche Regelungsvorschläge dieses Gesetzesentwurfes sind aus Sicht des 
Diakonischen Werkes der EKD im Einzelnen kritisch zu bewerten und mit anderen Lösungen 
zu versehen: 

 

1.) Die Kriterien zur Definition einer Bedarfsgemeinschaft für nichtge-
bundene Lebensgemeinschaften widersprechen der in Art. 2 des Grund-
gesetzes geschützten Handlungsfreiheit und Privatautonomie. 
Aus der Vielzahl von einzelnen Anhaltspunkten werden im vorliegenden Gesetzentwurf vier 
Kriterien zur Definition nichtehelicher und gleichgeschlechtlicher Partnerschaften herausgeg-
riffen, von denen jedes für sich - ohne Würdigung des Einzelfalls – die Vermutung für das 
Vorliegen einer Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft begründen soll. Damit setzt 
sich der Gesetzgeber nicht nur über die Rechtsprechung der Bundesobergerichte einschließ-
lich des Bundesverfassungsgerichts hinweg, sondern knüpft erstmals an äußere Umstände, 
die beliebige Ursachen haben können, die Rechtsfolgen, die ansonsten rechtsgeschäftliche 
Erklärungen privatautonomer Personen voraussetzen. Die Zuordnung von Menschen zu ei-

Anknüpfungspunkte für Kritik

Optimierung 
des Leistungsrechts

Optimierung 
des Leistungsrechts

Verbesserung der 
Verwaltungspraxis
Verbesserung der 
Verwaltungspraxis

Bekämpfung von
Leistungsmissbrauch

Bekämpfung von
Leistungsmissbrauch

1.) Neufassung des
Begriffs der Bedarfs-
gemeinschaft

2.) Anrechnung eines
Teils des Pflegegeldes
nach SGB VIII

3.) Änderung der
Vermögensfreibeträge

4.) Zuständigkeit für
Ausbildungs- und
Arbeitsvermittlung

8.) Sofortangebote für
Beschäftigung / Qualifi-
zierung bei Erstantrag

9.) Einrichtung eines
Außendienstes zur
Missbrauchsbekämpf-
ung

10.) Vereinfachung der
Sanktionsregelungen

5.) Beteiligung der
Krankenkassen am
Einigungsverfahren

6.) Aufsicht / Einfluss-
möglichkeit des Bun-
des

7.) Ausschluss von Be-
wohnern stationärer
Einrichtungen



 Zehn Thesen zur Fortentwicklung der Grundsicherung Seite 3 von 6 
 für Arbeitssuchende (SGB II) 

ner Bedarfsgemeinschaft durch den Gesetzgeber – sofern sie nicht durch formale und recht-
gültige Erklärungen erfolgt – ist der Versuch, aus einer gelebten Sozialbeziehung, die die 
Existenzgrundlage der Gesellschaft ist, gegenseitige Pflichten und Verpflichtungen erwach-
sen zu lassen. Um an die Sozialbeziehungen rechtliche Verpflichtungen anknüpfen zu las-
sen, müssen die Sozialbeziehungen nicht nur hinreichend bestimmt, sondern  Ausdruck 
freier Selbstbestimmung sein. Die Entwicklung von Kriterien für die Zugehörigkeit zu einer 
Bedarfgemeinschaft muss eine Fremdbestimmung verhindern. Die Schlechterstellung der 
Bedarfsgemeinschaften gegenüber Einzelpersonen untergräbt dagegen die Solidarität in 
gelebten Sozialbeziehungen. 

 

2.) Die im SGB XII zweckbestimmten Leistungen an erwerbsfähige Hilfe-
empfänger, wie beispielsweise das Pflegegeld für die Betreuung und  
Erziehung fremder Kinder, und die Zuwendungen der freien Wohlfahrts-
pflege sollten grundsätzlich von der Anrechnung als Einkommen ausge-
nommen werden. 
Im Gegensatz zum Entgelt und den Zuschüssen zur Sozialversicherung für die Tagesbe-
treuung ist das Pflegegeld für den erzieherischen Einsatz keine Lohnersatzleistung, sondern 
dient u.a. dem Aufwendungsersatz für die tatsächlichen persönlichen Ausgaben der Pflege-
person im Rahmen des erzieherischen Einsatzes.  

 

3.) Wir befürchten, dass SGB II-Bezieherinnen und -Bezieher gegenüber 
SGB III-Empfängern künftig benachteiligt werden, wenn die Ausbildungs- 
und Arbeitsvermittlung künftig statt von der Arbeitsgemeinschaft oder 
dem kommunalen Träger von der Agentur für Arbeit übernommen wird 
Bereits jetzt bietet die Bundesagentur für Arbeit die vorliegenden Stellen- und Ausbildungs-
angebote zunächst SGB III-Leistungsberechtigten an, bevor sie später auch SGB II-
Leistungsberechtigten zur Verfügung gestellt wurden. Die Zuständigkeitsübertragung der 
Arbeits- und Ausbildungsplatzvermittlung gibt dieser - die SGB II-Leistungsempfänger - be-
nachteiligenden Praxis eine Rechtsgrundlage. Die Durchführung der Rehabilitationsleistun-
gen werden nicht einheitlich geregelt. 

 

4.) Die Anhebung der Vermögensfreibeträge für die Altersvorsorge ist ein 
Schritt in die richtige Richtung, um der Abhängigkeit von Fürsorgelei-
stungen im Alter vorzubeugen. Sie sollte jedoch nicht auf Kosten der 
Grundfreibeträge gehen, weil es für die Betroffenen dann noch schwieri-
ger wird, durch den Regelsatz ungedeckte Bedarfe auszugleichen. 
Das Diakonische Werk der EKD hat bereits in Vorbereitung des Optimierungsgesetzes eine 
Anhebung der Vermögensfreibeträge begrüßt, auch um den Teufelskreis aus Arbeitslosigkeit 
und Altersarmut zu unterbrechen. Die Absenkung der Grundfreibeträge ist im Hinblick auf die 
Pauschalierung der Regelsätze bedenklich. Durch die Pauschalierung sind die Leistungs-
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berechtigten gezwungen, Gelder für Reparaturen, Kleidung und nicht verschreibungspflichti-
ge Medikamente zurückzulegen. Werden die Grundfreibeträge eingeschränkt, läuft der ge-
setzliche Auftrag an die Leistungsberechtigten – der wegen der Höhe der Regelsätze zuge-
gebener Maßen sowieso kaum erfüllt werden kann – ins Leere. 

 

5.) Das informationelle Selbstbestimmungsrecht von Patienten ist ge-
fährdet, wenn Krankenkassen gegen Entscheidungen der Agentur für 
Arbeit Widerspruch erheben dürfen. Die Träger der gesetzlichen Kran-
kenversicherung haben auch sonst kein Beteiligungsrecht bei der Fest-
stellung der Voraussetzungen der Versicherungspflicht – es käme zu ei-
nem Systembruch. 
Die Krankenkassen verfügen aufgrund mitgeteilter Diagnoseschlüssel von Ärzten und Kran-
kenhäuser über medizinisch relevante Daten, die das informelle Selbstbestimmungsrecht 
von Personen in erheblichem Umfang betreffen. Bei der Begründung ihres Widerspruchs und 
im Rahmen der Sitzung der Einigungsstelle kann die Krankenkasse nur auf die ihr vertraulich 
zur Abrechnung zugeleiteten Diagnosen zurückgreifen. Diese Daten müssten oder könnten 
zur Begründung des Widerspruchs personenbezogen hinsichtlich aller Einzelheiten der vor-
handenen Diagnosen offen gelegt werden. Das informationelle Selbstbestimmungsrecht des 
Patienten bliebe dabei gänzlich unberücksichtigt. 

 

6.) Die Arbeitsgemeinschaften sollten mehr Freiraum haben, lokale Ent-
wicklungsspielräume zu nutzen, statt diesen durch weitere Befugnisse 
der Bundesagentur für Arbeit zu beschneiden. 
Das Gesetz zur Grundsicherung für Arbeitssuchende war mit dem Ziel verbunden worden, 
den Akteuren vor Ort möglichst viel Freiraum zu lassen, um auf lokaler Ebene Entwicklungs-
spielräume entstehen zu lassen. Durch die neue Ausgestaltung der Befugnisse der Bundes-
agentur für Arbeit könnte diese den Arbeitsgemeinschaften konkrete fachliche Vorgaben 
machen, bspw. im Bezug auf die Leistungsgewährung der kommunalen Träger. Dies wider-
spricht der förderalen Struktur des Grundgesetzes und auch dem ursprünglichen Ansatz des 
SGB II, Entwicklungsspielraum vor Ort entstehen zu lassen. 

 

7.) Der Aufenthalt in einer stationären Einrichtung ist allein noch kein  
Indiz, um den Leistungsbezug nach SGB II auszuschließen. Häufig dient 
gerade dieser Aufenthalt der Herstellung oder Sicherung von Erwerbs-
fähigkeit. 
Für bestimmte Personenkreise ist neben einem anderen Leistungsbezug, z.B. dem nach 
SGB XII, auch einer nach SGB II unerlässlich. Für Suchtkranke, die in Einrichtungen leben, 
ist die Gewährung von Arbeitsintegrationsleistungen zur Unterstützung der stationären The-
rapie von erheblicher Bedeutung. Auch für Häftlinge, die im offenen Vollzug sind, kann eine 
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frühzeitig Sorge um die Integration in Arbeit die Resozialisierung unterstützen. Ähnliches gilt 
für Wohnungslose, die in Wohnunterkünften leben. 

 

8.) Die Verpflichtung zum sofortigen Angebot von Eingliederungsleistun-
gen wird grundsätzlich begrüßt, allerdings müssen diese perspektivisch 
belastbar sein.  
In Zukunft sollen Eingliederungsleistungen, die allen denen zustehen, die innerhalb der letz-
ten zwei Jahre weder Leistungen nach dem SGB II noch III bezogen haben, den Antragstel-
lern gleich beim Erstantrag angeboten werden. Es wird grundsätzlich begrüßt, dass Einglie-
derungsleistungen zukünftig sofort angeboten werden sollen, um dem Gedanken des För-
derns Rechnung zu tragen. Eine Sanktionierung der Leistungsempfänger bei Ablehnung der 
Angebote  ist dagegen nicht hilfreich, weil die Sanktionierung und nicht das Förderangebot 
im Vordergrund steht. 

 

9.) Die geplante Einrichtung eines Außendienstes zur Missbrauchskont-
rolle wird abgelehnt. Die hohen Kosten für einen solchen Außendienst 
sollten besser zur Eingliederung und für Beschäftigungen Hilfebedürfti-
ger eingesetzt werden. 
Missbräuche sind  zudem nicht der wesentliche Grund für die Kostenentwicklung im SGB II. 
Vielmehr steigt die Zahl der Bedarfsgemeinschaften. Diese Entwicklung hängt mit der hohen 
Arbeitslosigkeit zusammen und damit, dass viele Arbeitnehmer durch ihre Arbeit keinen Exi-
stenzsichernden Lohn mehr erzielen und Unternehmen unter Berücksichtigung der Absiche-
rung durch das SGB II zunehmend gering vergütete Minijobs anbieten. Durch Kontrollen 
könnten entstehende Kosten deshalb nicht wesentlich gesenkt werden. 

 

10.) Die Vereinfachung der Sanktionsregelungen ist dringend geboten, 
auch wenn die Gesetzesänderung diesem Ziel nicht gerecht wird. Die 
pauschalen Sanktionen sollten flexibleren Instrumenten weichen, statt 
die Sanktionen pauschal zu verschärfen, wie die Definition einer wieder-
holten Pflichtverletzung oder der Verkürzung des Sanktionszeitraums 
auf sechs Wochen bei unter 25jährigen im Einzelfall.   
Die von dem Gesetzgeber mit Einführung des SGB II vorgesehene Sanktionssystematik ist 
nicht geeignet, dem Gedanken von Fördern und Fordern Ausdruck zu verleihen. Es wird 
nicht in Abrede gestellt, dass Sanktionen im Einzelfall die Mitwirkungsbereitschaft von Lei-
stungsberechtigten unterstützen können. Pauschalierte Sanktionen – wie sie im SGB II vor-
gesehen sind – nehmen dem Leistungsberechtigten aber die Möglichkeit und den Anreiz, 
durch eigenes Verhalten die Sanktionen zu beenden. Deshalb wird durch die Statik der 
Sanktionen nicht nur der individuell sinnvolle Einsatz des Instrumentes in Frage gestellt, 
sondern sie wird auch den Anreizmechanismen des SGB II nicht gerecht. 
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Abschließend sei darauf hingewiesen, dass der vorliegende Gesetzesentwurf einige praxis-
relevante Probleme nicht löst, die grundlegend sind und die deshalb in die Fortentwicklung 
des Gesetzes einfließen sollten: 

✠ Die einseitige Orientierung auf den sog. ersten Arbeitsmarkt wird grundsätzlich  
beibehalten. 

✠ Die zwar von den Beschäftigten unter Umständen als subjektiv positiv bewerteten 
Erfahrungen der Beschäftigungen mit Mehraufwandsentschädigung werden nicht für 
dauerhaftere und wertigere Beschäftigungsverhältnisse genutzt. Sie  verfehlen das 
Ziel einer auf Dauer angelegten sinnstiftenden Tätigkeit und der Möglichkeit einer ei-
genständigen Existenzsicherung. 

✠ Die massenhafte Vermehrung der Zuverdienstverhältnisse wird nicht problematisiert, 
obwohl dies die Entstehung und Förderung Existenzsichernder sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeit verhindert und der Staat seine ALG-II-Leistung weiterhin ohne  
Gegenleistung bezahlen muss. 

✠ Die Schnittstelle zwischen SGB II und SGB XII wird weiterhin nicht klar geregelt. 

✠ Die Einbeziehung der fachlichen Kompetenz der Freien Wohlfahrtspflege ist nach wie 
vor nicht sichergestellt.  

✠ Die Möglichkeit zur Aufstockung des Regelsatzes in bestimmten Fällen wird nicht 
vorgesehen. 

✠ Eine Klarstellung, ob Umzüge von Jugendlichen unter 25 Jahren übernommen wer-
den, die bereits aus der elterlichen Wohnung ausgezogen sind, fehlt. 

✠ Welche Kosten der Unterkunft angemessen sind und wann Umzüge übernommen 
werden, wird nicht hinreichend genau abgegrenzt. 

 

Zusammenfassend kann geurteilt werden, dass der vorliegende Gesetzentwurf in vielen 
Punkten nicht geeignet ist, das Problem der Arbeitslosigkeit und der fehlenden gesellschaftli-
chen Teilhabe zu lösen, und das Leistungsrecht oder die Verwaltungspraxis zu verbessern 
oder Leistungsmissbrauch zu vermeiden.  

 

Berlin, den 18.05.2006 

Dr. Bernd Schlüter 
Vorstand Zentren 


